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Als Steuervergünstigung gilt jede steuerli-
che Regelung, welche nicht der Steuernorm 
entspricht. Als Steuernorm dient dabei nicht 
die positivrechtliche Ausgestaltung des Steu-
ersystems, sondern das theoretische Konzept 
einer umfassenden Einkommensteuer oder 
einer umfassenden Konsumsteuer. Eine Steu-
ervergünstigung wird also zwangsläufig rela-
tiv zu einer Referenznorm bestimmt. Grund-
sätzlich sind alle Regelungen, welche nicht 
steuersystematisch begründet sind, Steuer-
vergünstigungen.

Steuernormen

Die Besteuerung kann bei der Einkom-
mensentstehung oder -verwendung ansetzen. 
Entsprechend wird zwischen Einkommen- 
und Konsumbesteuerung unterschieden. 
Demzufolge gibt es zwei verschiedene Steu-
ernormen. Die Steuernorm der Einkom-
mensbesteuerung orientiert sich an der Rein-
vermögenszugangstheorie: Einkommen ist 
der reale Vermögenszugang während einer 
Periode. Die konkrete Umsetzung erfolgt 
mittels einer persönlichen Einkommensteu-

er. Eine Konsumbesteuerung kann unter-
schiedlich implementiert werden. Beispiele 
allgemeiner Konsumsteuern sind Ausgaben-
steuern in Form einer spar- oder zinsberei-
nigten Einkommensteuer oder der Mehr-
wertsteuer (MWST). Für die MWST ist eine 
umfassende Konsumsteuer die Steuernorm. 
Die Einkommensteuer für natürliche Perso-
nen beruht im Bereich des Vorsorgesparens 
auf dem Sparbereinigungsmodell und weist 
somit ebenfalls Elemente eines konsumori-
entierten Steuersystems auf. Für die Einkom-
mensteuer für natürliche Personen wird  
deshalb entweder eine umfassende Einkom-
mensteuer oder eine umfassende Konsum-
steuer als Norm verwendet. Während die 
steuerlichen Regelungen im Zusammenhang 
mit dem Vorsorgesparen aus der Sicht einer 
umfassenden Konsumsteuer als Teil der Steu-
ernorm gelten, stellen sie aus einkommens-
orientierter Sicht Steuervergünstigungen 
dar. 

Für die Verrechnungsteuer als Sicherungs-
steuer dient die Steuernorm für die direkte 
Bundessteuer als Referenz. Die übrigen Steu-
ern des Bundes basieren weder auf einer Ein-
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terbesteuerung) wird ohne Vorzeichen dar-
gestellt. Der Schätzwert für eine negative 
Steuervergünstigung (Überbesteuerung) be-
kommt ein Minuszeichen. Schätzergebnisse 
in Klammern bedeuten, dass die betreffen-
den Regelungen in der Zwischenkategorie 
klassiert wurden.

Bei Verwendung einer einkommensorien-
tierten Steuernorm für die direkte Bundes-
steuer betragen die geschätzten Minderein-
nahmen infolge Steuervergünstigungen ge-
samthaft mindestens 21 Mrd. Franken. Bei 
einem BIP im Jahr 2009 von 535,6 Mrd. 
Franken resultiert damit eine Quote der 
Steuervergünstigungen zum BIP von min-
destens 3,9%. Unter Verwendung einer kon-
sumorientierten Steuernorm für die direkte 
Bundessteuer beträgt das Total an Minder-
einnahmen mindestens 17 Mrd. Franken, 
was eine Steuervergünstigungsquote von 
mindestens 3,2% ergibt. Die Mindereinnah-
men bei der direkten Bundessteuer belaufen 
sich je nach Steuernorm auf mindestens 4,5 
bzw. 8,5 Mrd. Franken, dies bei Einnahmen 
derselben Steuer von 17,9 Mrd. Franken 
(2009). Bei der Mehrwertsteuer betragen die 
geschätzten Mindereinnahmen durch Steu-
ervergünstigungen mindestens 8,1 Mrd. 
Franken, verglichen mit Einnahmen von 20,3 
Mrd. Franken (2009).

Bei vielen Steuervergünstigungen ist eine 
Quantifizierung mangels Verfügbarkeit von 
Daten nicht möglich. Deshalb wird mit den 
vorstehenden Zahlen das Ausmass der Steu-
ervergünstigungen unterschätzt. Aber auch 
die Schätzungen einzelner Steuervergünsti-
gungen sind mit Vorsicht zu interpretieren. 
Erstens sind diese Schätzungen rein stati-
scher Natur, berücksichtigen also keine Ver-
haltensreaktionen der Steuerpflichtigen. 
Zweitens werden die Steuervergünstigungen 
isoliert und nicht in ihrem Zusammenspiel 
betrachtet, was im Zusammenhang mit ei-
nem progressiven Tarif Schätzprobleme auf-
wirft. Strikt betrachtet dürfen Schätzungen 
einzelner Steuervergünstigungen nicht zu-
sammengezählt werden. Aus diesen Gründen 
können quantitative Aussagen zu Steuerver-
günstigungen nicht mit Angaben zu Subven-
tionen gleichgesetzt werden. Dies spricht für 
eine separate Berichterstattung über Steuer-
vergünstigungen und gegen ihre Aufnahme 
in den Subventionsbericht oder gar ihre In-
tegration als Ausgaben ins Budget. 

Weshalb gibt es so viele Steuer
vergünstigungen?

Von Steuervergünstigungen profitiert häu-
fig nur eine Minderheit von Steuerpflichti-
gen. Trotzdem hat jede bestehende Steuerver-
günstigung eine politische Mehrheit gefun-

kommen- noch einer Konsumsteuer. Diese 
Steuern können deshalb insgesamt als Aus-
nahmeregelung im Sinne einer Überbesteue-
rung bzw. als negative Steuervergünstigung 
verstanden werden. Falls bei diesen Steuern 
einzelne Regelungen klassiert werden sollen, 
muss jeweils eine spezifische Steuernorm de-
finiert werden, die sich am Grundsatz dieser 
Steuer orientiert. 

Steuervergünstigungen

Tabelle 1 und Tabelle 2 zeigen auf, welche 
bestehenden Ausnahmeregelungen bei der 
direkten Bundessteuer und der MWST steu-
ersystematisch begründet sind und welche 
als Steuervergünstigungen gelten.1 Ein «+» 
oder «–» bezeichnet die Klassierung einer 
Ausnahmeregelung als positive Steuerver-
günstigung (Unterbesteuerung) bzw. negati-
ve Steuervergünstigung (Überbesteuerung). 
Eine «0» bedeutet, dass die Ausnahme sys-
temkonform ist und somit keine Steuerver-
günstigung darstellt. In die Zwischenkatego-
rie «Z» gehören solche Ausnahmeregelungen, 
welche weder ganz als (positive oder nega-
tive) Steuervergünstigung noch als system-
konform angesehen werden können. 

Insgesamt kennt der Bund − je nach ver-
wendeter Steuernorm − rund 100 verschiede-
ne Steuervergünstigungen. Die Auflistung 
verdeutlicht, dass Steuerabzüge nicht mit 
Steuervergünstigungen gleichgesetzt werden 
dürfen. Denn es gibt Steuerabzüge, die steuer-
systematisch begründet sind, also Teil der 
Steuernorm sind. Darunter fallen Abzüge, 
welche dazu dienen, dass nicht Brutto-, son-
dern Nettoeinkommen besteuert werden (z.B. 
Abzug für übrige Berufskosten). Auch Abzü-
ge für entrichtete Transfers (z.B. Unterhalts-
beiträge) sind keine Steuervergünstigungen; 
da Transfers vom Empfänger als Einkommen 
versteuert werden, ist ihre Abzugsfähigkeit 
auf Entrichterseite systemkonform. 

Quantitative Bedeutung

Steuervergünstigungen können in Form 
von entgangenen Einnahmen gemessen (Re-
venue-Foregone-Methode) und in Franken, 
als Anteil am Bruttoinlandprodukt (BIP), 
oder als Anteil an den Einnahmen der jewei-
ligen Steuer ausgedrückt werden. In den Ta-
bellen werden Schätzungen zu Minderein-
nahmen für einzelne Steuervergünstigungen 
im Bereich der direkten Bundessteuer und 
der MWST in Franken angegeben. Ein Frage-
zeichen in der Spalte für den Schätzwert gibt 
an, dass die betreffende Regelung eine Steu-
ervergünstigung darstellt, aber keine Schät-
zung des Einnahmenausfalls vorliegt. Der 
Schätzwert einer Steuervergünstigung (Un-

1 Für die Klassierung der Ausnahmeregelungen bei den 
übrigen Steuern des Bundes vgl. ESTV 2011. In Moes 
2011 werden die Klassierungen der einzelnen steuerli-
chen Ausnahmeregelungen ausführlich begründet. 
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Tabelle 1

Klassierung der Ausnahmeregelungen bei der direkten Bundessteuer

 Referenzsystem: Einkommen Konsum

Nr.a Beschreibung der steuerrechtlichen Ausnahmeregelung  Ausfallb  Ausfallb 

   (Bund)  (Bund)
    Klass. Mio. Fr. Klass. Mio. Fr.

Direkte Bundessteuer: Natürliche Personen    
Altersvorsorge    

1a Abzug Beiträge Arbeitgeber an die 1. Säule  0  0 

1b Abzug Beiträge Arbeitnehmer an die 1. Säule 0  0 

2 Besteuerung Einkünfte aus der 1. Säule 0  0 

3 Abzug Beiträge an die 2. Säule (beim Arbeitgeber) 0  0 

4 Abzug Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge an die 2. Säule  
 (beim Arbeitnehmer) + 3500 0 

5 Steuerfreiheit Arbeitgeber-Kapitalzahlungen für Einkauf  + 165 0 

6 Steuerfreiheit der Erträge auf Kapital der 2. Säule + 1450 0 

7 Besteuerung Renten aus der 2. Säule – –1500 0 

8 Besteuerung der Einkünfte aus der 2. Säule  
 (red. Satz auf Kapitalleistungen) – –160 + 635

9 Übergangsregelung (reduzierte Besteuerung der Renten  
 aus der 2. Säule) – ≈ 0c + 150

10 Abzug Beiträge in die Säule 3a + 830 0 

11 Steuerfreiheit der Erträge auf Kapital der Säule 3a + 50 0 

12 Besteuerung der Einkünfte aus der Säule 3a  
 (red. Satz auf Kapitalleistungen) – –?d + 0e

13a Abzug Beiträge für Krankenversicherung + 600 + 600

13b Abzug für Lebensversicherungsprämien 0  0 

13c Abzug für Sparzinsen 0  – –690

14 Steuerfreiheit der Erträge und Gewinne auf Kapital der Säule 3b + 75 0 

15 Weitgehende Steuerfreiheit der Leistungen aus rückkaufsfähiger  
 privater Kapitalversicherung – –? + 360

16 Teilbesteuerung von Leibrenten und Einkünften aus Verpfründung 0  + ?

Berufskosten unselbständig Erwerbender    

17 Abzug der Fahrkosten + 600 + 600

18 Abzug für auswärtige Verpflegung + 400 + 400

19 Abzug für auswärtigen Wochenaufenthalt + 35 + 35

20 Abzug der Weiterbildungs- und Umschulungskosten + 25 0 

21a Abzug für übrige Berufskosten: Berufskleider, Berufswerkzeuge  
 und Fachliteratur 0  0 

21b Abzug für übrige Berufskosten: Kosten für Arbeitszimmer und PC + ? + ?

Berufskosten selbständig Erwerbender    

22 Sonderabschreibungen auf Investitionen betreffend Umweltschutz + ? 0 

23 Abzug der Rückstellungen für Forschungs- und Entwicklungsaufträge + ? + ?

24 Abzug der eingetretenen und verbuchten Verluste 0  0 

25 Abzug der Zinsen auf Geschäftsschulden und der Zinsen  
 auf Beteiligungen 0  0 

Allgemeine Abzüge    

26 Abzug für private Schuldzinsen (Überhang) + 25 + 25

27 Abzug der dauernden Lasten sowie 40% der bezahlten Leibrenten + ? + ?

28 Abzug der Unterhaltsbeiträge 0  0 

29 Abzug der Prämien für EO, ALV und obligatorische UV Z (?) 0 

30 Abzug für Krankheits- und Unfallkosten Z (80) Z (80)

31 Abzug der Zuwendungen für gemeinnützige Zwecke + 180 + 180

32 Abzug vom Zweitverdienereinkommen 0  0 

Steuerbefreite Einkünfte    

33 Steuerfreiheit der Kapitalgewinne aus Privatvermögenf + 670 + 670

34 Steuerfreiheit von Erbschaften und Schenkungen (zu 1/5 des Satzes) + 600 + 600

35 Steuerfreiheit der Unterstützungen aus öffentlichen und privaten  
 Mitteln + ? + ?

36 Steuerfreiheit des Soldes für Militär- und Schutzdienst  
 sowie des Taschengeldes für Zivildienst + 4 + 4

37 Steuerfreiheit empfangener Genugtuungszahlungen 0  0 

den. Wie ist dies möglich? Erklärungen hier-
für liefert die Neue Politische Ökonomie, 
welche Politik im Wesentlichen als Umvertei-
lung modelliert. Insbesondere Mancur Olson 
(1965) hat gezeigt, dass Interessengruppen 
im politischen Entscheidungsprozess nicht 
gleich lange Spiesse haben. Kleine, gut orga-
nisierte Gruppen mit homogenen Interessen 
setzen sich im politischen Wettbewerb durch 
auf Kosten von grossen, nicht organisierten 
Gruppen mit heterogenen Interessen. Inter-
essengruppen wählen dabei mit Vorliebe 
Transfers in möglichst wenig sichtbarer Form, 
weil der politische Widerstand auf diese Wei-
se verringert werden kann. Steuervergünsti-
gungen eignen sich diesbezüglich hervorra-
gend: Einerseits kann der Kreis der Privile-
gierten durch entsprechende Ausgestaltung 
der Steuervergünstigung eingeengt werden, 
so dass erhebliche gruppenspezifische Vortei-
le entstehen. Anderseits lassen sich die Kosten 
entweder gar nicht oder zumindest nicht ex-
akt quantifizieren. Sie werden zudem nicht 
offen ausgewiesen − im Gegensatz zu Sub-
ventionen erscheinen sie weder im Budget 
noch in der Rechnung, sondern fallen als 
Mindereinnahmen versteckt an. Und schliess-
lich werden die Kosten breit auf die Allge-
meinheit verteilt, wobei unklar bleibt, wer 
dadurch wie stark belastet wird. Steuerver-
günstigungen sind deshalb bei den Interes-
sengruppen ein beliebtes Instrument der 
Umverteilung. Die meisten Steuervergünsti-
gungen können als Ergebnis von erfolgrei-
chen Umverteilungsbestrebungen spezifischer 
Interessengruppen verstanden werden. 

Es gibt auch Steuervergünstigungen, von 
denen die Mehrheit der Pflichtigen profitiert. 
Als Beispiel kann die Aufwandbesteuerung 
genannt werden, wenn dadurch nicht nur die 
Aufwandbesteuerten, sondern auch die übri-
gen Steuerpflichtigen über zusätzliche Steu-
ereinnahmen profitieren. 

Wie sind Steuervergünstigungen  
zu beurteilen?

Bei der Beurteilung der Steuervergünsti-
gungen geht es – neben der Zielsetzung – um 
die Frage, ob die mit den einzelnen Steuer-
vergünstigungen angestrebten Ziele – unter 
Berücksichtigung ihrer volkswirtschaftlichen 
Auswirkungen – besser erreicht werden als 
mit anderen Massnahmen. Eine Beurteilung 
muss also die Auswirkungen auf die verfolg-
ten Ziele und die Nebenwirkungen klären 
und mit alternativen Massnahmen verglei-
chen. Die Beurteilung einer Steuervergünsti-
gung hängt somit von der Zielsetzung sowie 
von der Effektivität und Effizienz der alter-
nativen Massnahmen ab. Deshalb können 
nicht alle Steuervergünstigungen über den-
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kommen aufgrund des höheren Grenz-
steuersatzes stärker als die tieferen 
Einkommen. Wer wie stark von einer 
Steuervergünstigung profitiert, ist in der 
Regel nicht bekannt.2

− Höhere Verzerrungswirkungen des Steuer-
systems: Jede Steuervergünstigung führt – 
bei gleichem Steueraufkommen – zu einer 
entsprechend höheren Belastung des ver-
bleibenden Steuersubstrats und damit zu 
zusätzlichen Verzerrungswirkungen. Oh-
ne Steuervergünstigungen wären deutlich 
tiefere Steuersätze möglich, und die Ver-
zerrungswirkungen könnten abgebaut 
werden.

− Komplexität: Die Komplexität des Steuer-
systems wird durch Steuervergünstigun-
gen in der Regel erhöht. 

− Vollzugsproblematik: Die Steuerbehörden 
sind oft nicht in der Lage, die Berechti-
gung für Steuervergünstigungen in jedem 
Fall abzuklären.

− Verwischung der Budgetverantwortung: 
Die Kosten von Steuervergünstigungen 
sind weniger augenfällig oder gar unbe-
kannt. Sie sind als Mindereinnahmen im 
Budget versteckt, während offene Subven-
tionen auf der Ausgabenseite mit einem 
bestimmten Geldbetrag angesetzt werden. 
Als versteckte Subventionen sind Steuer-
vergünstigungen der Budgetkontrolle des 
Parlaments weitgehend entzogen. Einmal 
eingeführt werden sie keiner systemati-
schen Überprüfung unterworfen, im Ge-
gensatz zu Ausgaben, welche immer wie-
der gerechtfertigt werden müssen. 

− Unterschätzung der Staatstätigkeit: Steuer-
vergünstigungen werden in der Staats-
quote nicht erfasst. Die Rolle des Staates 
bei der Beeinflussung privater Entschei-
dungen wird damit systematisch unter-
schätzt. Dies kann am Beispiel der staatli-
chen Unterstützung für Kinder gezeigt 
werden: Erfolgt diese ausgabenseitig über 
staatliche Kinderzulagen, resultiert eine 
höhere Staatsquote. Bei der Gewährung 
eines Kinderabzugs (einnahmenseitige 
Massnahme) sinkt die Fiskal- und damit 
auch die Staatsquote. 

Für Steuervergünstigungen können unter 
Umständen die niedrigeren administrativen 
Kosten sprechen. Im Gegensatz zu direkten 
Subventionen braucht es für Steuervergüns-
tigungen in der Regel keine speziellen An-
trags- und Bewilligungsverfahren. 

Wie weiter?

In einem ersten Schritt geht es darum, das 
politische Bewusstsein über Steuervergünsti-
gungen zu schärfen und Anhaltspunkte über 

selben Leisten geschlagen werden. Vielmehr 
ist eine Einzelfallbetrachtung unumgänglich. 
Steuervergünstigungen müssen also nicht 
per se schlecht sein. 

In den meisten Fällen dürften die Argu-
mente gegen Steuervergünstigungen jedoch 
überwiegen:
− Unsystematische Anreizwirkungen: Steuer-

vergünstigungen sind unsystematisch, 
weil der Adressatenkreis nur aus den Zah-
lern der jeweiligen Einzelsteuer besteht. 
Sie sind deshalb oft wenig zielgerichtet.

− Mitnahmeeffekte: Steuervergünstigungen 
mit einem Förderziel weisen erhebliche 
Mitnahmeeffekte auf, d.h. es werden Tat-
bestände gefördert, die auch ohne steuer-
liche Förderung unternommen würden. 

− Unklare Verteilungswirkungen: Die Vertei-
lungseffekte entsprechen nur selten den 
ursprünglich beabsichtigten. Die tatsäch-
liche Inanspruchnahme von Steuerver-
günstigungen unterscheidet sich je nach 
Einkommensart und -höhe. Bei der Ein-
kommensteuer profitieren höhere Ein-

 Referenzsystem: Einkommen Konsum

Nr.a Beschreibung der steuerrechtlichen Ausnahmeregelung  Ausfallb  Ausfallb 

   (Bund)  (Bund)
    Klass. Mio. Fr. Klass. Mio. Fr.

38 Steuerfreiheit der Ergänzungsleistungen zur AHV/IV + 0 + 0

39 Steuerfreiheit der Gewinne aus Glücksspielen in Spielbanken 0  0 

40 Teilweise Steuerfreiheit für Dividenden aus Beteiligungen – –85 – –85

Weitere Abzüge und Unterbewertungen    

41 Kinderabzug + 710g + 710

42 Kinderfremdbetreuungsabzug 0  0 

43 Abzug für Zahlungen von Unterstützungsbeiträgen 0  0 

44 Abzüge für Umweltschutzinvestitionen in Liegenschaften  
 im Privatvermögen + 300 + 300

45 Pauschalabzug für Unterhaltskosten von Liegenschaften  
 im Privatvermögen Z (380) Z (380)

46 Abzug der Kosten für denkmalpflegerische Arbeiten + ? + ?

47 Unterbewertung des Eigenmietwertes + 235 + 235

Direkte Bundessteuer: Juristische Personen    

48 Steuerbefreiung Gebietskörperschaften und ihre Anstalten + ? + ?

49 Steuerbefreiung konzessionierter Verkehrsunternehmen + ? + ?

50 Steuerbefreiung juristische Personen, die öffentliche  
 oder gemeinnützige Zwecke verfolgen + ? + ?

51 Steuerbefreiung juristische Personen, die gesamtschweizerisch  
 Kultuszwecke verfolgen + ? + ?

52 Abzug freiwilliger Geldleistungen an gemeinnützige Organisationen  
 bis zu 10% des Reingewinnes + ? + ?

53 Abzug der Rückstellungen für Forschungs- und Entwicklungsaufträge  
 (mit Obergrenze) + ? + ?

54 Reduzierter Steuersatz für Vereine, Stiftungen und übrige  
 juristische Personen + ? + ?

55 Beschleunigte Abschreibung bei Pflichtlagern + ? + ?

Sonstige Ausnahmeregelungen    

A1 Aufwandbesteuerung + ? + ?

Fortsetzung Tabelle 1

Klassierung der Ausnahmeregelungen bei der direkten Bundessteuer

Legende: 0 keine Steuervergünstigung; Z Zwischenkatego-
rie; + Steuervergünstigung (mit oder ohne Schätzwert); – 
negative Steuervergünstigung (mit oder ohne Schätzwert); 
() Schätzwert einer Zwischenkategorie; ? kein Schätzwert 
vorhanden.
a Die Nummerierung der Regelungen entspricht jener  

in Moes 2011 und ESTV 2011.
b Die Schätzungen der Mindereinnahmen stammen  

aus verschiedenen Jahren. 
c Die reduzierte Besteuerung ist bereits unter Nr. 7  

berücksichtigt.
d Die Leistungen der Säule 3a erfolgen fast ausschliesslich 

in Kapitalform. Nur 2% werden in Rentenform ausbe-
zahlt. Die Einnahmen durch die Besteuerung der Renten-
leistungen aus der Säule 3a dürften darum gering sein.

e Dieser Einnahmenausfall ist bereits in der Schätzung un-
ter Nr. 8 enthalten.

f Bei der Konsumsteuer mit Berücksichtigung des Abzugs 
für Erwerb der Finanzanlagen. Die Absenz eines solchen 
Abzugs im aktuellen Steuersystem sollte separat als  
negative Steuervergünstigung bewertet werden.

g Darin enthalten sind jedoch auch die Abzüge für unter-
stützte Personen.

 Quelle: Moes (2011) / Die Volkswirtschaft

2 Zu beachten ist, dass wegen der Inzidenz nicht von der 
formellen auf die materielle Begünstigung geschlossen 
werden darf. Von der Abzugsfähigkeit von Beiträgen in 
die Säule 3a z.B. profitieren nicht nur die Steuerpflichti-
gen, die diesen Abzug geltend machen, sondern auch 
die Anbieter entsprechender Produkte.
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das Ausmass an gewährten Steuervergünsti-
gungen zu liefern. Darauf aufbauend soll die 
Transparenz über Steuervergünstigungen ge-
zielt verbessert werden, indem die Liste der 
Steuervergünstigungen laufend aktualisiert 
wird und Lücken bei der Quantifizierung 
von Steuervergünstigungen sukzessiv ge-
schlossen werden. Die Öffentlichkeit und die 
politischen Entscheidungsträger sollen über 
möglichst umfassende Informationen über 
Art und Umfang der gewährten Steuerver-
günstigungen verfügen. 

Bei den meisten Steuervergünstigungen 
dürfte eine Abschaffung von Vorteil sein. Mit 
einer Reduktion der Anzahl von Steuerver-
günstigungen könnte die Komplexität des 
Steuersystems reduziert werden. Ausserdem 
führt jede Steuervergünstigung zu einer ent-
sprechend höheren Belastung des verblei-
benden Steuersubstrats. Oder wie Gerhard 
Uhlenbruck festgestellt hat: «Auch Steuerer-
leichterungen erleichtern uns um unser 
Geld.»3 Eine Verbreiterung der Bemessungs-
grundlage durch eine Abschaffung von Steu-
ervergünstigungen würde es erlauben, die 
Steuersätze zu senken. Diese Strategie hätte 
eine Verbesserung der gesamtwirtschaftli-
chen Effizienz zur Folge. 

Fakt ist aber, dass im politischen Prozess 
laufend neue Steuervergünstigungen hinzu-
kommen oder bestehende ausgeweitet, je-
doch keine abgeschafft werden. Angesichts 
dieser politischen Realität hat die Untersu-
chung der Effizienz und Effektivität von neu 
vorgeschlagenen Steuervergünstigungen (wie 
z.B. Steuerabzüge für Bausparen oder Ener-
gieeffizienz im Wohnbaubereich4) Priorität. 
Die Politik soll in Kenntnis der zu erwarten-
den – volkswirtschaftlich negativen – Aus-
wirkungen über die Vorschläge entscheiden 
können. Die sachliche Abwägung spricht in 
den meisten Fällen gegen die Einführung 
neuer oder die Ausweitung bestehender 
Steuer vergünstigungen.

Bestehende Steuervergünstigungen sollen 
im Zusammenhang mit konkreten steuerpo-
litischen Reformdiskussionen untersucht 
und zur Abschaffung vorgeschlagen werden: 
− Ein erstes Beispiel ist die vorgeschlagene 

Reform der Mehrwertsteuer. Hier wurden 
Steuervergünstigungen identifiziert, quan-
tifiziert, beurteilt und vom Bundesrat zur 
Abschaffung vorgeschlagen. Steuerver-
günstigungen bei der Mehrwertsteuer 
zwecks Verfolgung sozial- oder struktur-
politischer Zielsetzungen haben ein be-
sonders schlechtes Kosten-Nutzen-Ver-
hältnis. Zudem fallen sie auch quantitativ 
ins Gewicht. Deshalb wäre ihre Abschaf-
fung besonders vorteilhaft.

− Ein zweites Beispiel ist die Diskussion 
über die Vereinfachung der Einkommens-

Tabelle 2

Klassierung der Ausnahmeregelungen bei der Mehrwertsteuer

 Referenzsystem: Konsum

Nr.a Beschreibung der steuerrechtlichen Ausnahmeregelung Klass. Ausfallb 

   Mio. Fr.

Steuerbefreiungen  

56 Exporte allgemein 0 

57 Teilweise im Inland genutzte Schienen- und Luftfahrzeuge + 10

58 Dienstleistungen von Reisebüros + 60

59 Grenzüberschreitender Luft-, Eisenbahn- und Busverkehr + 40

60 Umsätze mit und Einfuhr von Münz- und Feingold + ≈ 0

61 Steuerbefreite Einfuhren von menschlichen Organen + ≈ 0

Steuerausnahmen (ohne Vorsteuerabzug; unechte Befreiungc)  

62 Unternehmen mit Jahresumsatz von weniger als 100 000 CHFd + 40

63 Landwirte, Forstwirte und Gärtner + 0e

64 Bestimmte Dienstleister mit Sitz im Ausland 0 

65 Freigrenze von 10 000 CHF beim Empfänger obiger Dienstleistungen + 5

66 Höhere Jahresumsatzlimite für Sport- und Kulturvereine und gemeinnützige  
 Institutionen + 5f

67 Beförderung von Briefen und kleinen Paketen + 0g

68 Dienstleistungen im Gesundheits- und Sozialwesen + 1930

69 Kinder- bzw. Jugendbetreuung sowie Bildung + 400

70 Nichtgewinnstrebige Einrichtungen mit bestimmter Zielsetzung + ≈ 0

71 Kulturelle Dienstleistungen und Sportanlässe + 110

72 Versicherungs- und Rückversicherungsumsätze + 450

73 Bestimmte Umsätze im Geld- und Kapitalverkehr + 380

74 Verkauf und Vermietung von Immobilien und Wohnraum + 2000h

75 Lieferungen von Postwertzeichen + 20

76 Umsätze bei Wetten, Lotterien und sonstigen Glücksspielen + 95i

77 Lieferung gebrauchter Gegenstände, die mit Vorsteuer belastet sind 0 

78 Umsätze von Ausgleichskassen + 1,5

79 Übrige Leistungen (z.B. Leistungen innerhalb des gleichen Gemeinwesens) + 2j

Reduzierte Steuersätze / Sondersatz  

80 Reduzierter Satz von 2,5% auf Nahrungsmitteln, Pflanzen und Druckerzeugnissen + 2200

81 Reduzierter Satz von 2,5% auf nichtgewerblichen Dienstleistungen von Radio-  
 und Fernsehgesellschaften + 70

82 Reduzierter Satz von 2,5% auf Umsätzen aus Kultur- und Sportveranstaltungen  
 (falls optiert) + 0k

83 Reduzierter Satz von 2,5% für gewisse Leistungen im Bereiche der Landwirtschaft + 5

84 Sondersatz von 3,8% für Beherbergungsleistungen + 170

85 Steuerentlastung für diplomatische Missionen und internationale Organisationen + 70

Legende: 0 keine Steuervergünstigung; + Steuervergünstigung.
a Die Nummerierung der Regelungen entspricht jener in Moes 2011 und ESTV 2011.
b Die Schätzungen der Mindereinnahmen stammen aus verschiedenen Jahren. 
c Nicht berücksichtigt ist bei allen Schätzungen zu Steuerausnahmen die Einlagenentsteue-

rung, d.h. der nachträgliche einmalige Vorsteuerabzug, der vorgenommen werden kann, 
wenn eine bisher von der Steuer ausgenommene Leistung neu der Steuer unterstellt wird.

d Im Jahr 2007 waren 55 000 Unternehmen mit weniger als 100 000 Franken steuerbarem  
Jahresumsatz als Steuerpflichtige eingetragen. Solche freiwilligen Eintragungen erfolgen 
insbesondere weil die Kunden dies verlangen oder weil Vorsteuerüberschüsse vorliegen. 
Dementsprechend gibt es nur noch relativ wenige Unternehmen mit steuerbaren Jahres-
umsätzen unter 100 000 Franken, die nicht eingetragen sind. Es handelt sich um eine sehr 
grobe Schätzung.

e Der reduzierte Steuersatz entspricht ziemlich genau der Vorsteuerbelastung der Landwirte, 
Forstwirte und Gärtner. Deshalb und weil die steuerpflichtigen Abnehmer einen pauschalier-
ten bzw. fiktiven Vorsteuerabzug von 2,5% vornehmen können, ergibt sich kein Einnahmen-
ausfall für den Bund.

f Es wären maximal 1000 Vereine und gemeinnützige Institutionen zusätzlich steuerpflichtig, 
wenn die Jahresumsatzlimite 100 000 Franken betragen würde.

g Da die Schweizerische Post seit Mitte 2009 für die Versteuerung dieser Leistungen optiert,  
ergibt sich kein Einnahmenausfall.

h Bei dieser Schätzung ist der Eigenmietwert inbegriffen, die Einlagenentsteuerung jedoch  
unberücksichtigt.

i Davon entfallen 55 Mio. Franken auf Spielbanken und 40 Mio. Franken auf Lotterien/ 
Tombolas/Wetten.

j Bekanntmachungsleistungen und Schiedsgerichte. Die Steuerausnahme von Leistungen  
innerhalb des gleichen Gemeinwesens wird nicht als Steuervergünstigung betrachtet. Sie ist 
notwendig, weil als Steuersubjekt nicht das ganze Gemeinwesen, sondern die autonomen 
Dienststellen der Gemeinwesen herangezogen werden.

k In Ziffer 71 enthalten.

 Quelle: Moes (2011) / Die Volkswirtschaft
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besteuerung. In einer umfangreichen Stu-
die5 werden sämtliche Abzüge bei der  
direkten Bundessteuer systematisch un-
tersucht und Vorschläge unterbreitet, wel-
che Abzüge wie reformiert werden könn-
ten. Bei einigen dieser Steuerabzüge 
handelt es sich um Steuervergünstigun-
gen; damit liegen auch für die direkte 
Bundessteuer für natürliche Personen 
Vorschläge für die Abschaffung von Steu-
ervergünstigungen auf dem Tisch. 

− Ein drittes Beispiel ist die ökologische Steu-
erreform. Im Zusammenhang mit der 
Ökologisierung des Steuersystems werden 
bestehende Steuervergünstigungen auf 
ihre umweltpolitischen Auswirkungen 
untersucht. 

Untersuchungen von bestehenden Steuer-
vergünstigungen sollten gezielt und im Hin-
blick auf konkrete Reformen erfolgen. Eine 
flächendeckende Beurteilung aller Steuerver-
günstigungen ist angesichts der politischen 
Realität, der erforderlichen Einzelfallbetrach-
tung und der damit verbundenen Komplexi-
tät der Problemstellung nicht zielführend. 
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Fazit

Für den politischen Entscheidungsprozess 
ist es wichtig, dass möglichst hohe Transpa-
renz über Steuervergünstigungen besteht 
und dass die politischen Entscheidungsträger 
für die Problematik von Steuervergünstigun-
gen sensibilisiert sind. Nicht jeder Steuerab-
zug ist eine Steuervergünstigung. Und nicht 
jede Steuervergünstigung muss per se 
schlecht sein. Bei den meisten Steuervergüns-
tigungen dürften aber die negativen Auswir-
kungen deutlich überwiegen, so dass deren 
Abschaffung volkswirtschaftlich von Vorteil 
wäre. Bei den negativen Auswirkungen ste-
hen nicht die entgangenen Steuereinnahmen 
im Vordergrund – diese werden anderweitig 
beschafft –, sondern die zahlreichen uner-
wünschten Verzerrungs- und Verteilungsef-
fekte. m

3 Zitiert aus Finanz und Wirtschaft vom 23. März 2005. 
4 Vgl. z.B. Baur et al. 2009. 
5 Vgl. Daepp (2010).
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